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und die Heims fäffenfrage. 


Von W. Trautewein, Vorſitzender der Heimſtätten genoſſenſchaft Halberſtadt und Vorſtands mitglied des 
Reichsverbandes Deutſcher Baugenoſſenſchaften. 


Mit dieſem Bauprogramm mit ſeinen wunderlichen 
Ausführungsbeſtimmungen und Vichtlinien wird der Bau 
von Heimjtätten — wie wir fie verſtehen — bewußt 
vollkommen ausgeſchaltet. Man will die Klein⸗ und 
kleinſte Wohnung als Erlöſung von allen Wohnungs- 
nöten. Was dazu von fachmänniſcher Seite zu ſagen 
iſt, hat Bruno Taut in Heft 17 der „Wohnungswirtſchaft“ 
mit erfreulicher Deutlichkeit ausgeſprochen. Es iſt ſchon 
jo, wie er jagt, in den Kreiſen der Wirtſchaftskomman⸗ 
deure und Bauſtrategen macht man ſich die Sache ſehr 
leicht, indem man einfach die Kleinſtwohnung dekretiert, 
alle die aber, die auf den Bau ſolcher Behauſungen, 
wohlgemerkt immer für die Winderbemittelten, ſich ein- 
laſſen, ſie ſpäter aber auch bewirtſchaften ſollen, den 
Genoſſenſchaften und Gemeinden beſonders, überläßt man 
wohlwollend alle Sorgen und die Verantwortung für 
die Unterhaltung. 

Die Heimſtätten⸗Baugenoſſenſchaften, wie alle die 
Stellen, die ſich mit dem Bau und auch der Finanzierung 
von Heimſtätten befaſſen, müſſen dieſes Baupro⸗ 
gramm rundweg ablehnen, weil eben der Woh— 
nungsbau nach den Richtlinien dieſes Programms einmal 
eine gefährliche Rückwärtsbewegung in der Wohnungs— 
kultur bedeutet, zum anderen aber damit das Woh 
nungselend nicht gemildert, geſchweige 
denn beſeitigt, ſondern nur von einer 
Stelle zur anderen getragen wird. 

Ganz abgeſehen von den Nachteilen der außerordent— 
lich ſtarken Abnutzung durch die Zuſammenſchachtelung 
von 10 oder gar 16 Wohnungen an einer Treppe, wie 
ſieht denn die Wirklichkeit aus, wem will man dieſe 
Kleinſtwohnung von 32 oder 48 Quadratmeter zuweiſen? 
„Aelteren Ehepaaren ohne Anhang oder jungen, noch 
kinderloſen Leuten“, ſagt man uns immer ſehr forſch, 
und „wenn bei den jungen Leuten ſich dann Kinder ein⸗ 
ſtellen, dann bekommen ſie eben eine größere Wohnung“. 
Sehr ſchön geſagt. Hat man bei der Reichsregierung noch 
nichts davon erfahren, daß gewiſſe Kreiſe ſchon lange 
und neuerdings mit verſtärkter Wucht auf gänzlichen 
Abbau der Wohnungszwangswirtſchaft für alle Woh- 
nungen hindrängen, weiß man dort auch nichts davon, 
daß beim Vermieten freier Wohnungen Kinder dem 
Vermieter unerwünſcht ſind, Wieter mit ſolchen in den 
allermeiſten Fällen bei freier Wohnungswirtſchaft, ja 
auch jetzt ſchon eine ausreichende Wohnung nie be= 
kommen können? Wenn dem aber ſo iſt, was geſchieht 
nun dem jungen Ehepaar, wenn ſich bei ihm 
in der Kleinſtwohnung doch der Storch einſtellt und die 
Behauſung mit dem beſten Willen nicht mehr ausreicht? 
Dann geht der Vater auf die Suche, um zu erleben, 
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daß er mit ſeinen Kindern nirgends unterkommt, er 
muß alſo mit ihnen wahrſcheinlich immer in der Kleinſt— 
wohnung bleiben, mag daraus entſtehen was da will. 
Folge: Junge Ehepaare, durch die Erfahrungen anderer 
gewitzigt, werden es überhaupt nicht zum Kinderunſegen 
kommen laſſen. Die Kleinſtwohnung wirkt ſich 
als Geburtenverbot aus, über ſeine Folgen möge 
man ſich mit den Bevölkerungspolitikern auseinanderſetzen. 
Auch die Auslaſſungen des bekannten Sozialhygienikers 
Prof. Dr. Grotjan über dieſes Thema ſcheinen ja bei 
den „maßgebenden Stellen“ vollkommen abgeprallt 
zu ſein. 

Und die etwa für ſolche Behauſungen infrage kom 
menden älteren Ehepaare? Die Erfahrung hat 
dutzendfach gelehrt, daß auch ſie die Kleinſtwohnung in 
den meiſten Fällen glatt ablehnen, weil ſie darin ihren 
über alles geliebten zahlreichen Hausrat nicht unterbrin⸗ 
gen können, ſich davon auch — im Intereſſe der Ver— 
erbung an Kinder — nicht trennen wollen; nicht ſelten iſt 
für dieſe alten Leute, beſonders wenn ſie durch die In- 
flation verarmt ſind, dieſer Hausrat in größerer Woh— 
nung das letzte bißchen Lebensunterhalt durch Vermieten 
möblierter Zimmer. 

Ganz und gar aber von vornherein Leute mit 
Kindern in dieſe Wohnzellen hineinzupferchen, ijt 
nichts weiter als eine haarſträubende Barbarei. 

Leider Gottes ſcheint man ja auch bei der Ausar⸗ 
beitung der Grundſätze für dieſes Bauprogramm lediglich 
wieder großſtädtiſche, vor allem Berliner Verhältniſſe ins 

Auge gefaßt zu haben. Wenn aber für die Berliner 
Verhältniſſe die Kleinſtwohnung von einem ſo guten 
Kenner der Verhältniſſe wie Taut, ſchon abgelehnt wird, 
was ſollen wir draußen im Lande erſt damit anfangen? 
Man wird eins beſtimmt damit erreichen: In 20, höch— 
ſtens 30 Jahren ſind ſolche Behauſungen, zuſammen⸗ 
geballt an einzelnen Stellen, Elendsquartiere, ſie müſſen 
dann genau ſo ſaniert werden, wie die Viertel heute, aus 
denen die Bewohner herausgenommen und in anderes 
Wohnungselend mit anderer Faſſade hineingeſteckt wer⸗ 
den. Und das alles unter dem Motto: „Zur Senkung 
der Mieten!“ 

Man rechnet, bei gHerabſetzung der Baukoſten, mit 
einer möglichſt geringen Quote je Wohnung aus den 
Staatsmitteln eine möglichſt große Zahl ſolcher Behau— 
ſungen errichten zu können, alſo erhöhte Quantität auf 
Koſten der Qualität. Solches Tun war ſchon immer 
falſch, aber man kommt an dieſer Stelle den wahren 
Gründen zu den Maßnahmen der Reichsregierung wahr⸗ 
ſcheinlich am nächſten: Die Staatsmittel je Wohnung 
möglichſt herabzudrücken, um ſie für den Wohnungsbau 
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künftig noch mehr einſchränken zu können, die Mittel 
aus dem Hauszinsſteueraufkommen für den Wohnungs- 
bau mehr und mehr zu beſchränken, ſie ſchließlich ganz 
für allgemeine fiskaliſche Zwecke in Anſpruch zu nehmen. 

Wer das noch nicht wußte, dem werden durch die 
Mannheimer Vede des Reichsfinanzminiſters Dietrich 
am 3. 9. 1930 die Augen geöffnet ſein. Man will nach 
Dietrich „den Wohnungsbau auf den Bau von Zwei— 
zimmer-Wohnungen mit Küche und auf ganz kleine 
Wohnungen beſchränken, um dadurch einen Teil der 
800 Millionen (Hauszinsſteuermittel), die hierfür Ver⸗ 
wendung fanden, freizumachen“ (lies: für das große 
Loch im Haushalt zu benutzen). Mit Verlaub, Herr Wi⸗ 
niſter, ſelbſt der vielgeplagte Schatzmeiſter des Reiches hat 
die Pflicht, für die ſinngemäße Durchführung der Ver— 
faſſung des Deutſchen Reiches ſich einzuſetzen, und deren 
Artikel 155 verſpricht, „jedem Deutſchen eine geſunde 
Wohnung und allen deutſchen Familien, beſonders den 
kinderreichen eine ihren Bedürfniſſen ent⸗ 
ſprechende Wohn- oder Wirtſchaftsheim⸗ 
ſtätte zu ſichern“. Oder iſt man bei den Trägern 
höchſter Regierungsgewalt zu dem Standpunkt der Her— 
ren Humar, Ladendorf & Co. hinübergewechſelt, 
die die Weimarer Verfaſſung als eine Art Notprodukt, 
am liebſten als den berüchtigten Fetzen Papier betrachten, 
wenn es ihnen gerade ſo in den Kram paßt? 

In den Tagen des Wahlkampfes wurde ganz mit 
Recht von vielen Stellen immer wieder betont: Es geht 
diesmal um mehr, als um dieſes oder jenes Geſetz, als 
um die Beſetzung von Winiſterpoſten und dergleichen, es 
geht um den Beſtand der Weimarer Verfaſſung. Witten 
drin in ihr aber ſteht jener Artikel 155, der ganz etwas 
anderes will, als Zweizimmer-Wohnungen und ganz 


kleine Wohnungen. 


Heimſtätten brauchen wir, 
nicht Wohnhöhlen; dazu gehört billiges Geld; wenn man 
eine Zinsſenkung für das Baukapital des öffentlichen 
Geldmarktes von Staatswegen nicht erreichen kann, ſo 
müſſen die billigen Staatsmittel je Heimſtätte erhöht, 
nicht aber beſchränkt werden. 

Vertreter der gleichen Staats- und Reichsſtellen, die 
dieſes Zuſatzprogramm zu vertreten haben, ſind mit uns 
noch am Anfang des Monats Juni in Frankfurt dieſer 
gleichen Anſicht geweſen; am 14. 7. 1930 kommt ein 
Erlaß heraus, der das ſtrikte Gegenteil bedeutet. Das 
nennt man dann Logik. 

Wir warnen die heutigen Wachthaber dringend, von 
dieſer Seite her ſelbſt gegen Sinn und Geiſt der Ver— 
faſſung zu verſtoßen. Die Spuren des vereitelten Krie⸗ 
gerheimſtättengeſetzes ſollten ſchrecken. Willionen und 
Abermillionen ſtehen hinter dem Verlangen nach einem 
Wohnheimſtättengeſetz, will man dieſe Willionen noch 
einmal enttäuſchen, indem man dem Heimſtättenbau von 
vornherein die Grundlagen entzieht? Das aber muß 
kommen, wenn nach den Grundſätzen und Richtlinien 
dieſes zuſätzlichen Wohnungsbauprogramms verfahren 
wird, wenn man dem Wohnungsbau die ſtaatlichen 
Mittel, ohne die es eben nicht geht, immer weiter be— 
ſchränkt, ſie ſchließlich gar nicht mehr gibt. 

ir verlangen menſchen würdige, nor= 
male Wohnungen als Heimſtätten und eine 
öffentliche Beihilfe (Hauszinsſteuerhypotheken oder 
Reichszuſchuß) im Durchſchnittsbetrage von 
6 000 NM. (nicht wie heute von 4000 RM.) nach dem 
Grundſatz: Lieber etwas weniger bauen, 
aber dafür etwas Gutes für die Dauer! 


Der Weg zur Heims fäffe. 


Praktiſche Winke 


für Bauſparer. 


Von W. Fauth, Stadtbaurat a. D., Sorau N. ⸗L. 


(Fortſetz 
Die Bearbeitung des Bauentwurfs. 


In der Regel wird der Bauherr ſchon während der 
Verhandlungen über den Grundſtückserwerb ſich mit der 
Planung der Heimjtätte eifrig beſchäftigen und muß des⸗ 
halb auch frühzeitig darüber entſcheiden, wer den Bau⸗ 
plan bearbeiten und die vielfältigen Arbeiten der Bau- 
ausführung überwachen ſoll. Hier ſind zu ihrem 
eigenen Schaden immer noch ſehr viele Bauherren zu einer 
falſchen Sparſamkeit geneigt und bilden ſich ein, ſie 
könnten den Bau mit all den techniſchen Einzelheiten 
irgendeinem Bauhandwerker oder Unternehmer ander- 
trauen und die Gebühren dabei erübrigen. Niemand 
kann und wird eine tüchtige Arbeit umſonſt machen, und 
ich möchte aus langjähriger Erfahrung dem Bauherrn 
dringend raten, ſich von vornherein einem tüchtigen Bau- 
ſachverſtändigen anzuvertrauen, der Bau anwalt und 
Treuhänder des Bauherrn iſt. Die ſo ent⸗ 
ſtehenden Ausgaben für Beratung, Entwurf und Bau- 
leitung werden in der Regel mehr als ausgeglichen durch 
praktiſchere Anordnung und Ausführung des Baues und 
Einſparungen bei einer wohlvorbereiteten Arbeitsver— 
gebung an die einzelnen Bauhandwerker. — Oft bieten 
ſich Baugeſchäfte an, den Bauentwurf koſtenlos aufzu- 
ſtellen in der verſtändlichen Erwartung, auf dieſe Weiſe 
Bauarbeiten in Auftrag zu bekommen. Macht ein Bau⸗ 
herr von einem ſolchen Angebot Gebrauch, dann iſt un⸗ 
bedingt in beiderſeitigem Intereſſe eine ſchriftliche Ab⸗ 
machung darüber notwendig, ob und welche Vergütung 
für den Bauentwurf zu zahlen iſt, wenn der Bauherr nach 
Lieferung des Bauentwurfs ſich entſchließt, die Bau⸗ 
arbeiten einem anderen Unternehmer, etwa auf Grund 
vorteilhafterer Preiſe, zu übertragen. Bauentwürfe ſtehen 
unter dem Schutz des Urheberrechts. Sie ſtellen eine 
geiſtige Arbeit dar, und der Bearbeiter kann nach der 
Gebührenordnung für Architekten und Ingenieure die 
Bezahlung ſeiner Entwurfsarbeit verlangen, wenn nicht 
ausdrücklich etwas anderes ſchriftlich vereinbart worden 
iſt. Ich habe es mehrfach erlebt, daß auf dieſe Weiſe zwei— 
und dreimal die Entwurfskoſten von Bauherrn gezahlt 
werden mußten, die beſonders ſparſam zum Entwurf 
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kommen wollten, dann aber garnicht daran dachten, die 
Planbearbeiter bei der Arbeitsvergebung entſprechend zu 


berückſichtigen. — Techniſche Arbeiten ſind leider immer 


noch in niedrigem Kurs, offenbar, weil jo wenig Baus 
herren die geiſtige Arbeit und die für die zweckmäßige 
Ausführung notwendige Erfahrung recht beurteilen können 
oder anerkennen wollen. Wer ſich entſchließt, einen Bau⸗ 
fachmann hinzuzuziehen, mache mit ihm einen klaren, 
ſchriftlichen Vertrag, der den Umfang der Leiſtungen und 
die Vergütung genau umſchreibt. Das Zuſammenarbeiten 
wird dadurch erleichtert, und nachträgliche Auseinander- 
ſetzungen werden ſo nach Möglichkeit vermieden. Die 
Gebührenordnung gibt hier ſowohl für die klare um- 
ſchreibung der Arbeiten wie für die Bemeſſung der Ver⸗ 
gütung gute Anhaltspunkte. In der Regel wird ſich bei 
Heimſtättenbauvorhaben eine feſte, von den endgültigen 
Baukoſten unabhängige Vergütung vereinbaren laſſen. 

Viele Bauluſtige werden es vorziehen, ihr Bauvor⸗ 
haben nicht nur techniſch, ſondern auch finanziell be⸗ 
treuen zu laſſen, um die vielerlei ungewohnte Kleinarbeit 
zu erſparen und die oft recht drückenden Sorgen recht⸗ 
zeitiger Baugeldbereitſtellung auf breitere Schultern ab⸗ 
zuwälzen. Für ſolche Betreuung ſind in erſter Linie die 
gemeinnützigen Siedlungsgeſellſchaften und gut geleitete 
örtliche Genoſſenſchaften geeignet. Dabei möge er aber 
bedenken, daß auch dieſe Treuhänder keine Arbeit um- 
ſonſt machen können, da ſie unbeſchadet ihrer Gemein- 
nützigkeit nach kaufmänniſchen Grundſätzen zu arbeiten 
verpflichtet ſind. Bei der kritiſchen Beurteilung der Be⸗ 
treuungsgebühren ſolcher gemeinnütziger Treuhänder wird 
meiſt überſehen, daß ſie in der Regel die ganzen grund⸗ 
buchamtlichen Arbeiten für den Bauherrn mit übernehmen 
und durch ihre Befreiung von Gerichtsgebühren und 


Stempelkoſten die vielerlei Nebenkoſten bei den Hypo— 


thekengeſchäften dem Bauherrn erſparen. 
Die baupolizeilichen Vorschriften. 

Wer eine Heimſtätte errichten will, muß die hierzu 
notwendige baupolizeiliche Genehmigung in Händen 
haben. Läßt er vorher mit den Bauarbeiten anfangen, 
ſo ſetzt ſich nicht nur der Bauhandwerker, ſondern auch 
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der Bauherr der Gefahr einer Polizeiſtrafe aus. Die 
rechtzeitige Einreichung der Anträge an die Baupolizei⸗ 
verwaltung iſt deshalb wichtig. Die vielſeitigen Beſtim⸗ 
mungen der Bauordnung, die nicht nur in jedem Negie- 
rungsbezirk, ſondern auch faſt in jeder größeren Stadt 
andere ſind, haben auf die Geſtaltung der Heimſtätte 
einen zwingenden Einfluß und ſetzen manchem Sonder⸗ 
wunſch enge Grenzen. Eine Bauordnung enthält Vor⸗ 
ſchriften über die bauliche Ausnutzbarkeit der Grundſtücke, 
Zugänglichkeit, Abſtände von den Nachbargrenzen, Höhe, 
Standfeſtigkeit, Feuerſicherheit, Belichtung, den Ausbau 
von Keller- und Dachgeſchoſſen u. a., alles einſchneidende 
Beſtimmungen, über deren Auswirkung ſchon bei der 
erſten Entwurfſkizze Klarheit herrſchen muß. Gar oft 
entſtehen ſchmerzliche Enttäuſchungen dadurch, daß auf 
Befreiung von einzelnen Beſtimmungen der Bauordnung 
gerechnet wird und alle Arbeiten für den Baubeginn 
unter dieſer Vorausſetzung fertiggeſtellt werden, ohne 
daß ein zuſagender Beſcheid vorliegt. Die Erledigung 
ſolcher Befreiungs- oder Dispensgeſuche läßt nicht ſelten 
viele Wochen auf ſich warten, beſonders, wenn Rück- 
fragen der Regierung, die meiſt für ſolche Befreiungen 
zuſtändig iſt, notwendig werden. Es iſt auf jeden Fall 
beſſer, ſich über die Ausſichten ſolcher Anträge vor end— 
gültiger Ausarbeitung durch Nüdfrage zu vergewiſſern, 
als wochenlang in Ungewißheit zu verbringen, um ſchließ— 
lich gar einen ablehnenden Beſcheid zu bekommen. Nichts 
iſt einfacher, als wenn in Zweifelsfragen über die Aus⸗ 
wirkung und Auslegung von Bauvorſchriften eine münd⸗ 
liche Erörterung mit dem prüfenden Baubeamten vor Aus⸗ 
arbeitung des Entwurfs erfolgt. Eine derartige Ausſprache 
wird für den Bauherrn immer förderlich ſein, denn ein 
erfahrener Baufachmann, der die Baupolizei wahrzu⸗ 
nehmen hat, wird in der Negel gern auch praktiſche Vor— 
ſchläge darüber machen, wie am einfachſten die Wünſche 
des Bauherrn mit den Bauvorſchriften in Einklang ge— 
bracht werden können. In den meiſten Bauordnungen iſt 


ausdrücklich vorgeſehen, daß der Bauherr eine Entſchei- 
dung über wichtige baupolizeiliche Fragen ſeines Baus | 


vorhabens vor der Einreichung des formellen Antrags 
verlangen kann. Zu ſolchen Beſprechungen gehe aber der 
Bauherr zuſammen mit ſeinem Planbearbeiter, denn die 
Verſtändigung wird ſo am leichteſten erreicht werden. 
Wer Verzögerungen in der Erteilung der Bauerlaubnis 
vermeiden will, ſorge für frühzeitige Vorlage der voll— 
ſtändigen Unterlagen. Hierzu gehören neben einem Anz 
tragsſchreiben die Bauzeichnungen in zweifacher, manch⸗ 
mal auch in dreifacher Ausfertigung, die nicht nur von 
dem Planverfertiger, ſondern auch von dem Bauherrn und 
dem Hauptbauausführenden unterſchrieben fein müſſen. 
Im eigenen Intereſſe beſtehe der Bauherr darauf, daß in 
einem Erläuterungsbericht zu den Bauzeichnungen die 
Bauausführung ſo eindeutig klargeſtellt wird, daß nicht 
unter Berufung auf Anklarheiten in den Antragsunter⸗ 
lagen nachträglich Aenderungen der Bauausführung ver⸗ 
langt werden können. Iſt die Genehmigung durch Aus⸗ 
händigung des Bauſcheines nach Zahlung der Prüfungs⸗ 
gebühr erteilt, dann muß ein mit Prüfungsvermerk ver⸗ 
ſehener Satz Bauzeichnungen jederzeit auf der Bauſtelle 
zur Hand ſein, damit dem überwachenden Beamten der 
Baupolizei der Vergleich der Bauausführung mit den 
genehmigten Zeichnungen ermöglicht wird. 

Um unliebſame Ueberraſchungen in der Fertigſtellung 
eines Neubaues zu vermeiden, muß der Bauherr darauf 
halten, daß die vorgeſchriebene Roh bauabnahme 
ſo früh erfolgt, wie das der Fortſchritt des Bauens zu⸗ 
läßt. Schon wenn die Dachdeckung ſoweit aufgebracht iſt, 
daß eine Durchfeuchtung des Gebäudes ausgeſchloſſen. 
iſt, kann die Rohbauabnahme erfolgen. Das iſt deshalb 
ſo wichtig, weil vom Tag dieſer Abnahme an, die 
ſchriftlich beantragt werden muß, die Putzfriſt läuft. 
Sie wird in der Regel im Rohbauabnahmeſchein, der 
ſorgfältig aufzubewahren iſt, vermerkt, und beſagt, daß 
mit den Putzarbeiten erſt nach Ablauf einer 
beſtimmten Friſt begonnen werden darf. In einigen Be⸗ 
zirken wird vor Erteilung des Rohbauabnahmeſcheines 
eine Beſcheinigung des Bezirksſchornſtein⸗ 
fegermeiſters über die ordnungsmäßige Ausführung 
der Schornſteine verlangt. Auch wenn eine ſolche Be— 
ſcheinigung erſt bei der Schluß- oder Gebrauchsabnahme 
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verlangt wird, iſt es zweckmäßig, vor Beginn der Putz⸗ 
arbeiten den Bezirksſchornſteinfegermeiſter zur Beſichti⸗ 
gung zu veranlaſſen. Man betrachte derartige Vorſchrif— 
ten nicht als eine unnütze Belaſtung oder gar Beläſtigung, 
ſondern mache ſich die amtlich vorgeſchriebene Mitwirkung 
eines erfahrenen Sachverſtändigen für Feuerungsanlagen 
zunutze und beſpreche mit ihm die beabſichtigte Anlage 
und Einrichtung der Feuerſtellen, und man wird erkennen, 
daß auch ſolche, leider vielfach von Bauleuten noch neben⸗ 
ſächlich behandelten Anlagen von großem Einfluß auf die 
Benutzbarkeit der Heimſtätte ſind. Wenn der Ofen raucht, 
denkt die Hausfrau zunächſt nur an den Töpfer, der 
den Ofen nicht richtig geſetzt haben ſoll; daß aber in den 
meiſten Fällen ſchon bei der Anlage der Schornſteine oder 
der Einführung der Rauchrohre grundlegende Fehler ge⸗ 
macht werden, erfährt man erſt, wenn die Mühen am 
Ofen ſich als erfolglos herausgeſtellt haben. 

Bevor eine fertiggeſtellte Wohnung bezogen werden 
darf, muß die Gebrauchsabnahme erfolgen. In 
der Regel müſſen zwiſchen der Rohbauabnahme und der 
Gebrauchsabnahme drei Monate vergangen jein.. Soll⸗ 
ten noch Kleinigkeiten fehlen, die für die Bewohnbarkeit 
ohne Belang ſind, kann auch die Benutzung vor Ertei- 
lung des Gebrauchsabnahmeſcheins ausnahmsweiſe ge— 
ſtattet werden. Unbedingte Vorausſetzung aber iſt, daß 
der Bau genügend trocken iſt, um geſundheitliche Schä⸗ 
digungen der Bewohner zu vermeiden. Der Gebrauchs- 
abnahmeſchein iſt als wichtige Beſcheinigung mit allen 
übrigen, auf die baupolizeiliche Genehmigung bezüglichen 
Schriftſtücken und Zeichnungen ſorgfältig aufzubewahren. 

Iſt das Haus gerichtet, dann muß die Anmeldung zur 

Feuerversicherung 


erfolgen. Da mit der Anlieferung der Bauſtoffe, ins 
beſondere des Holzwerkes, das Niſiko von dem Bauhand⸗ 
werker auf den Bauherrn übergeht, iſt die rechtzeitige 
Anmeldung der Verſicherung notwendig. Brände un⸗ 
fertiger Bauten ſind keine Seltenheit. Wird die Aus⸗ 
wahl der Feuerverſicherungsgeſellſchaft durch Vorſchriften 
der Hypothekengeber beſchränkt, ſo muß dieſem Verlangen, 
um Schwierigkeiten zu vermeiden, ſtattgegeben werden. 
Eine genaue Taxe eines Bauſachverſtändigen iſt bei dem 
endgültigen Abſchluß der Feuerverſicherung erforderlich. 
Dieſer, durch beſondere Schätzung ermittelte Feuerver⸗ 
ſicherungswert iſt eine für die ſpäteren Grundſtücksge⸗ 
ſchäfte wichtige Grundlage. Die Verſicherung des Roh— 
bauwertes iſt nur eine vorläufige und muß nach Fertig⸗ 
ſtellung erſetzt werden durch die endgültige Verſicherung. 


Die Gestaltung der Heimstätte 


erfordert gründliche Ueberlegungen. Wie man mit einem 
untauglichen Werkzeug keine gute Arbeit leiſten kann, 
ohne ſich - unnütz anzuſtrengen, jo kann man auch in einer 
mangelhaft geſtalteten Heimſtätte nicht behaglich wohnen 
und nicht ſparſam wirtſchaften. Die falſche Romantik und 
Stilgebundenheit kann bei tüchtigen Baufachleuten wohl 
als überwunden gelten, trotzdem werden bei der Entwurfs- 
bearbeitung auch jetzt noch lebenswichtige Forderungen der 
Wohnungsgeſtaltung vielfach unbeachtet gelaſſen. Bei 
Berückſichtigung all dieſer neuzeitlichen, vernünftigen For⸗ 
derungen nach größerer Sachlichkeit braucht deshalb doch 
noch kein Glaskäfig zu entſtehen, in dem Fremde von 
allen Seiten aus das Familienleben beobachten können, 
auch Dachterraſſen 3. B. mit allen Sonderkoſten und An⸗ 
terhaltungsſorgen ſind im Eigenheim nicht notwendig, 
wenn man Austritt in einen Garten hat. Zu den Auf⸗ 
gaben des wirtſchaftlichen Bauens, das heute mehr als 
je im Vordergrund der Beſtrebungen der Baufachleute 
ſteht, gehört nicht zuletzt, daß das Wohnen auch in ge— 
ſundheitlicher Hinficht die beſten Vorbedingungen in der 
Heimſtätte findet. Deshalb iſt die Lage der Räume 
zur Beſonnung für die Geſtaltung von grundlegender 
Bedeutung. Wohnräume, die ihr Licht nur von Norden 
erhalten, ſind unter allen umſtänden minderwertig und 
müſſen bei der Ausarbeitung des Entwurfs vermieden 
werden. An dieſe kalte Seite lege man Nebenräume, 
Treppen und Vorräume. Die Schlafräume gehören mit 
der Hauptlichtquelle nach Oſten. Wohnräume liegen am 
günſtigſten nach Süden, Südoſten oder Südweſten, weil 
fie jo am längſten der Sonnenbeſtrahlung ausgeſetzt find. _ 
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Die neueſten wärmewirtſchaftlichen Unterfuhungen haben 
die Heizhilfe der Sonnenbeſtrahlung von 
Wohnraum wänden auch rein wirtſchaftlich als be⸗ 
deutend feſtgeſtellt. Unſer Klima kann Sonnenwärme 
wohl gebrauchen, und die wenigen heißen Sommertage, 
an denen uns die Sonnenhitze vielleicht zu viel werden 
will, verbringen ja die Bewohner der Heimſtätte doch bis 
in die ſpäten Abendſtunden draußen im Garten oder 
auf dem Freiſitz vor dem Hauſe. „Laßt Sonne herein“, 
ſei deshalb dem Geſtalter einer Heimſtätte ein wichtiges 
Gebot. Es ſind ja nicht nur die Wärmewirkungen, die 
uns in ſonniger Umgebung ſo erfreuen, ſondern auch die 
Lichtwirkungen mit ihren ſtarken Lebensreizen, die wir erſt 
in neuerer Zeit wieder planmäßig als Geſundungsquelle 
zu nutzen gelernt haben. Deshalb ſollte auch auf dem 
Grundſtück der Heimſtätte ein Plätzchen als Luft⸗ 
und Sonnenbad eingerichtet werden, ſei es ein gegen 
Sicht geſchützter Freiſitz unmittelbar am Haus oder ein 
umfriedeter Garten- oder Hofteil, in dem den Kindern ihr 
Sandplatz mit den Turn⸗ und Spielgeräten eingerichtet 
wird. Bei rechtzeitiger Ueberlegung läßt ſich ſolch eine 
Einrichtung auch ohne erhebliche Mehrkoſten ſchaffen. 
Die Einzelheiten ſolcher Nebenanlagen ſollen ſpäter be- 
ſonders behandelt werden. 

Bei einer allſeitig freiſtehenden Heimſtätte läßt ſich 
ohne Not die reine Nordlage von Wohnräumen auch 
dann vermeiden, wenn die Straßenführung nicht günſtig 
it. Schwieriger wird es ſchon bei Doppelhäuſern an 
Straßen mit Oſt⸗Weſt⸗ Richtung. Aber auch in ſolch uns 
günſtigſten Fällen, die in einem guten Bebauungsplan 
nur ausnahmsweiſe vorkommen dürfen, läßt ſich aus⸗ 
ſchließliche Nordlage der Wohnräume meiſt vermeiden. 
Bei Eckräumen können durch hochliegende Fenſter Oſt— 
oder Weſtſonnenſtrahlen auch dann Einlaß bekommen, 
wenn die Hauptlichtquelle nach Norden liegen muß. Die 
Stellfläche in den Räumen wird durch ſolche hochliegenden 
Fenſter kaum verringert, da bei etwa 1,50 Meter 
Brüſtungshöhe Einrichtungsgegenſtände wie Sofa, Tiſch, 
Anrichte u. dergl. unter dem Fenſter an der Wand auf- 
geſtellt werden können. Auch als Blumenfenſter mit 
breitem Stellbrett ſind ſolche hochliegenden Fenſter des⸗ 
halb beſonders geeignet, weil fie als zuſätzliche Licht— 
quellen nicht jo oft geöffnet werden wie ſolche mit nor- 
maler Brüſtungshöhe. Heimſtätten in Reihenhäuſern, 
deren Längsrichtung reine Oſt-Weſt⸗Lage hat, bei denen 
aͤlſo die Hälfte der Räume reine Nordlage bekommen 
müßte, ſind minderwertig und ſollten niemals baupolizei⸗ 
lich genehmigt werden. Das alte Sprichwort „Wo die 
Sonne nicht hinkommt, kommt der Arzt hin“, ſollte bei 
der Geſtaltung der Heimjtätte ſowohl wie bei der Feit- 
legung von Straßenfluchtlinien ſehr ernſt genommen wer— 


den. Laſſen ſich ſolche Straßenzüge nicht vermeiden, ſo 
kann man aber, ehe die Grundſtücksteilung erfolgt, die 
Bebauung ſo regeln, daß die vorerwähnten Fehler ver— 
mieden werden. Die Lage und Größe der Fenſter 
als Lichtquellen der Räume iſt gegenwärtig ſtark 
in den Streit um die „neue Sachlichkeit“ hineingezogen. 
Es iſt hier wie bei allen neuen Erkenntniſſen, die zunächſt 
zu Uebertreibungen führen, bis die damit geſammelten 
ungünſtigen Erfahrungen nach einiger Zeit den beſtmög⸗ 
lichen Ausgleich erzwingen. Wir müſſen beachten, daß 
durch die Fenſter nicht nur Licht und Wärme in die 
Räume einſtrömen, ſondern daß ſie daneben auch während 
der überwiegenden, kälteren Jahreszeit große Wärmever— 
luſtquellen darſtellen, und daß eine Uebertreibung ſich ſehr 
fühlbar in erhöhten Heizkoſten auswirkt. Es iſt daher 
gut, nicht ſo ſehr der Mode zu folgen, die gerne jede 
Gebäudeecke in Fenſterflächen auflöſt und ganze Trep- 
penhausvorbauten als Glaskäſten ausbildet, ohne daß 
die Bewohner irgend einen praktiſchen Nutzen daran 
haben. Bei der Beurteilung dieſer wichtigen Frage der 
Größe und Anordnung der Fenſter muß vor allem berüd- 
ſichtigt werden, daß die Bewohner der Heimjtätte mit 
Garten in der glücklichen Lage ſind, Luft und Licht in 
ganz anderem Ausmaß draußen im Freien zu genießen, 
wie es dem in jeder Hinſicht benachteiligten Stadtbewoh— 
ner der Stockwerkwohnung möglich iſt. Der Lichthunger 
des in enge Wohnräume gedrängten Städters iſt daher in 
weit höherem Maße durch Lichtöffnungen in den Wohn⸗ 
räumen zu befriedigen, wie das in der Heimſtätte mit 
Garten erforderlich iſt. Wer dieſe grundlegenden, ver— 
ſchiedenen Vorbedingungen nicht beachtet, wird modiſchen 
Einflüſſen, die auch im Bauen eine Volle ſpielen, leicht 
unterworfen ſein. Von nicht geringer Bedeutung für die 
praktiſche Auswirkung der Lichtöffnungen iſt aber auch der 
innere Behang. Hier muß noch manche Hausfrau um⸗ 
lernen, die ſich nicht von den altgewohnten dichten 
Querbehängen trennen möchte. Trotz aller Aufklärung 
findet man noch unzählige Fenſter in Wohnungen bis 
zur Hälfte ſeitlich und oben mit Vorhängen gegen Licht- 
einfall ſorgſam abgedichtet. Schließlich darf noch darauf 
hingewieſen werden, daß es wichtiger iſt, helle und ſon⸗ 
nige Wohn⸗ und Schlafräume zu haben, als jeine „koſt⸗ 
baren“ Teppiche, bunten Kiſſen und Decken dadurch vor 
Verfärbung zu bewahren, daß den Sonnenſtrahlen der 
Einlaß durch dichte Vorhänge unmöglich gemacht wird. 
Wir umgeben uns ohnehin meiſt mit viel zu vielem 
überflüſſigen Hausrat und Zierrat,die der Hausfrau täg- 
lich Arbeit aufnötigen, und ſei es auch nur die NRein- 
haltung all der Stücke, deshalb ſpare man an dichten Be— 
hängen der Fenſter ſo viel wie möglich. 


(Fortſetzung folgt.) 


Die Sicherheit bei vorzeitigen Darlehen. 


Dieſer Auſſatz iſt dem Buch „Führer zur Beamtenheimſtätte“ von Joh. Lubahn entnommen). 


Das Beamtenheimſtättengeſetz wurde ausdrücklich ge- 
ſchaffen, um Gehaltsteile des Beamten zu 
einer unbedingt ſicheren Kreditunterlage 
zu geſtalten, die dem Beamten das Bauen erleichtern 
oder überhaupt ermöglichen ſollte. 

Die Sicherheiten ſind derart, daß die entſprechenden 
Kredite bis 100 %ö des Bau- und Bodenwertes 
gegeben werden können. Die Sicherheiten bieten einer- 
ſeits Reich, Staat oder Gemeinde, andererſeits die be— 
ſonderen Einrichtungen der Beamtenbauſparkaſſe. 

Bei Gewährung der Darlehen iſt die Abtretung ſei— 
tens des Beamten unkündbar. Nach Gewährung des 
Darlehens enthält die Abtretungserklärung bzw. Ergän⸗ 
zungsabtretungserklärung Sparbetrag ( Tilgungsbe⸗ 
trag), Zins und einen Verſicherungsbetrag, der das volle 
Rijifo nach dem Tode des Beamten deckt. Durch die 
Abtretungen gehen die entſprechenden Gehaltsforderungs⸗ 
rechte der Beamten gegen Reich, Staat oder Gemeinde 
auf die Beamtenbauſparkaſſe über. Reich, Staat oder 
Gemeinde ſind alſo Schuldner der Beamtenbauſparkaſſe. 
Da es ſich um Gehaltsteile handelt. haben dieſe For— 
derungsrechte der Beamtenbauſparkaſſe den erſten 
Rang, ſelbſt bei der jetzigen Reparationsregelung durch 
das Voung⸗Abkommen würde beiſpielsweiſe die jährliche 
Steuer der Reichsbahn von 600 Millionen Mark zur 
gunſten der Gläubiger-Staaten den Rang hinter den 
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Perſonalausgaben, alſo auch hinter den 
Forderungsrechten der Beamten bauſpar⸗ 
kaſſe, haben. Selbſtverſtändlich ſtehen die Forderungs— 
rechte auch im Range vor den Ausgaben für Waterial 
und laufende Erneuerung und vor ſonſtigen Reichsbahn⸗ 
Verbindlichkeiten. Eine ſolche Sicherheit iſt nach menjch- 
lichem Ermeſſen un verletzlich und ſogar theoretiſch 
größer als eine Bürgſchaft, die Reich, Staat oder Ge— 
meinde geben könnten. 

Mit großem Bedacht iſt von der Reichsregie⸗ 
rung und von ſämtlichen deutſchen Länder- 
regier ungen die Beamtenbauſparkaſſe auf 
Grund des § 2 des Beamtenheimſtättengeſetzes als Ab— 
tretungsſtelle belehnt worden, nachdem die Spar- und 
Darlehnsbedingungen der Beamtenbauſparkaſſe von den 
genannten Regierungen geprüft worden ſind. Die Be— 
amtenbauſparkaſſe iſt nur zur Durchführung des Be— 
amtenheimſtättengeſetzes von den Beamtenſpitzenorgani— 
fationen, die etwa 1½ Millionen Mitglieder zählen, ge— 
gründet worden. Die Beamtenbauſparkaſſe iſt frei von 
anderen Geſchäften. Die Sparbeträge müſſen nach Maß⸗ 
gabe des Geſchäftsplans verwendet werden, d. h. die 


Sparbeträge, die an die Zahlſtellen der Beamtenbaufpar- 
kaſſe: die Deutſche Bau- und Bodenbank und die Preu⸗ 
ßiſche Landespfandbriefanſtalt, gelangen, müſſen vertrags⸗ 
gemäß nur zum Zwecke der Bereitſtellung von Heim- 
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ſtättendarlehen verwendet werden. Die angeſammelten 
Sparbeträge ſind alſo als geſichertes Zwedvermögen an⸗ 
zuſehen. 

Bie Deutſche Bau⸗ und Bodenbank iſt eine Reichs⸗ 
gründung mit mehr als 24 Willionen Mark Aktien⸗ 
kapital, wovon mindeſtens 51 % in Händen des Reiches 
verbleiben müſſen. Die Preußiſche Landespfandbriefan⸗ 
ſtalt iſt eine Körperſchaft des öffentlichen Rechts, für die 
der Preußiſche Staat bürgt. 

Der Treuhänder der Beamtenbauſparkaſſe, Ge- 
heimer Ober- Regierungsrat und Winiſterialrat Dr. Te au⸗ 
ly, im Preußiſchen Winiſterium für Volkswohlfahrt, 
wacht darüber, daß die Ausloſungen der Beamtenbauſpar⸗ 
kaſſe nach Maßgabe der Spar- und Darlehnsbedingungen 
vorgenommen werden. 

Es iſt unmöglich, daß die Beamtenbauſparkaſſe in 
irgend einer anderen Weiſe über die Sparbeträge ver— 
fügen kann. 

Private Bauſparkaſſen nehmen bekanntlich nicht nur 
Beamte, ſondern auch Arbeiter, Angeſtellte und Ange— 
hörige anderer Berufe auf. Deshalb iſt für die privaten 
Bauſparkaſſen die vornehmliche Sicherheit bei Hergabe 
von Darlehen die hypothekariſche Eintragung. Es iſt 
deshalb für die Sicherheit der privaten Bauſparkaſſen 
von hoher Bedeutung, bis zu welcher Grenze die hypo— 
thekariſchen Eintragungen vorgenommen werden können. 
Die Eintragung bis 100 % des Bau- und Bodenwertes, 
wie bei der Beamtenbauſparkaſſe, darf deshalb keine pri⸗ 


vate Bauſparkaſſe vornehmen, ohne ihre eigene Sicherheit 


zu gefährden. Auf der anderen Seite hat es wenig Wert, 
wenn private Bauſparkaſſen erſte Hypotheken bis etwa 
zur mündelſicheren Grenze geben würden. Die Darlehen 
der privaten Bauſparkaſſen, die gegen eine höher gehende 
Hypothek bereitgeſtellt werden, bleiben in erſter Linie durch 
den Zahlungswillen der Darlehnsnehmer geſchützt. Der 
Zahlungswille von Perſonen, die für ſich nicht das Be— 
amtenheimſtättengeſetz in Anwendung bringen können, 
kann aber recht ſchwankend ſein. 

Grundlegend anders ſind die Verhältniſſe bei den 
Beamtenſparern auf Grund des Beamtenheimſtättenge— 
ſetzes. 
der Sparbeträge durch Hypothek, denn die Sparbeträge 
der Beamten müſſen ohne Vückſicht auf den Wert des 
von dem Beamten erbauten Grundſtücks und durch die 
beſonderen Einrichtungen der Beamtenbauſparkaſſe ohne 
Rückſicht auf Leben oder Sterben des Beamten eingehen. 

Eine ſicherere Vermögensanlage als die durch das 
Beamtenheimſtättengeſetz geſchützte gibt es nicht. Die 
Sicherheit des Beamtenheimſtättengeſetzes iſt in Verbin— 
dung mit der Eigenart und mit den beſonderen Einrich— 
tungen der Beamtenbauſparkaſſe unbedingt gewährleiſtet. 
Deshalb iſt die Möglichkeit vorhanden, daß ſich der Be— 


Hier bedürfte es im Grunde gar keiner Sicherung 


amte gegen Verpfändung der Abtretungsrechte das Bau- 
darlehen im voraus von dritter Seite beſchafft, dann na⸗ 
türlich zum marktüblichen Zinsfuß. Unter die Abtretung 
wird ſelbſtverſtändlich auch die Zinsrate geſtellt. 

Bis Ende Juni 1930 haben die Sparer der Beamten⸗ 
bauſparkaſſe in über 600 Einzelfällen ſich bereits 
ein vorzeitiges Darlehen gegen die genannten Sicherheiten 
verſchafft, und zwar von etwa 100 Stellen. Von dieſen 
100 Stellen iſt das Verfahren der Beamtenbauſparkaſſe 
geprüft und für gut befunden worden. Vorbildlich ſind 
verſchiedene Beamtenbanken, ſo die Beamtenbank zu Kiel 
und die Badiſche Beamtenbank in Karlsruhe, vorgegang⸗ 
gen, vorzeitige Darlehen unſeren Sparern zur Verfügung 
zu ſtellen. 

Die Anlage von freien Geldern bei der Beamtenbau⸗ 
ſparkaſſe nach Maßgabe des Beamtenheimſtättengeſetzes 
kommt nicht nur den mündelſicheren Anlagen gleich, ſon— 
dern übertrifft dieſe noch. Nach einem Gutachten über 
die Beamtenbauſparkaſſe von dem Profeſſor an der Han- 
delshochſchule zu Berlin, Dr. Alfred Manes, der als 
erſte Autorität für Fragen der Verſicherung gilt, iſt die 
Beamtenbauſparkaſſe durch das Beamtenheimſtättengeſetz 
für freie Geldgeber durchaus ſicher. „Ihre Sicherheit iſt 
der ſogenannten Mündelſicherheit gleich- 
zuachten.“ Im übrigen bezeichnet Profeſſor Dr. Na = 
nes das Selbſthilfewerk der Beamtenbauſparkaſſe als 
„gut durchdacht, ſozial wertvoll und vom 
Standpunkt der Verſicherungswiſſenſchaft 
aus einwandfrei“. 

Dr. Adolf Damaſchke, der Vorſitzende des Ständigen 
Beirats für Heimſtättenweſen im Veichsarbeitsminiſterium 
und der Vorſitzende des Bundes Deutſcher Bodenrefor— 
mer, erkennt in einem Aufſatz ſeiner Zeitſchrift „Boden- 
reform“ (Nr. 28) die hohe Bedeutung des Beamtenheim- 
ſtättengeſetzes an. Er ſagt u. a. in dieſem Aufſatz: 

„Wer in allernächſter Nähe die Entwicklung in den 
letzten zwei Jahren verfolgen konnte, hat ein Arteil 
über das ganz ungewöhnliche Maß von Arbeit, Treue, 
Hingebung, das hier aufgeboten worden iſt. Für die 
abgebauten Beamten ſind mit Hilfe des Heimſtättenamts 
der deutſchen Beamtenſchaft etwa 3500 Heimſtätten 
zum großen Teil Reichsheimſtätten — errichtet worden! 
Welche andere Organiſation kann eine derartige Fülle 
wahrhaft praktiſcher Arbeit aufweiſen? Nun hat das 
Beamtenheimſtättengeſetz eine vielfach größere Wir— 
kungsmöglichkeit erſchloſſen! Wir wiſſen, jede Reichs- 
heimſtätte, die hier errichtet wird, bricht zugleich auch 
dem Gedanken der Reichsheimſtätte überhaupt Bahn 
und damit einem Bodenrecht, das Mißbrauch ausſchließt 
und in Geſetzgebung, Verwaltung und öffentlicher Mei⸗ 
nung immer mehr den Segen der deutſchen Boden» 
reform erkennen läßt.“ 


Der verärgerte Bausparer. 


Lieber Kollege! 


In Deinem letzten Schreiben bringſt Du einen fol- 
chen Grad von Mißmut und Verärgerung zum Ausdruck, 
daß ich es für notwendig halte, ausführlich auf die Vor- 
würfe, Beſchwerden und Klagen einzugehen. 

Bitte bedenke zunächſt und vor allen Dingen, daß 
Du „Sparer“ biſt; das heißt, daß Du auf dem Wege 
des Sparens Dir ein Kapital erübrigen willſt, um Dir 
damit ein Eigenheim zu erwerben. Wenn Du Dein 
Spargeld monatlich auf eine Sparkaſſe bringſt, mußt 
Du warten, bis dieſe monatlichen Einzahlungen nebſt 
Zins und Zinſeszins den gewünſchten Kapitalbetrag er— 
reicht haben. Zahlſt Du z. B. monatlich 25 RM auf 
eine Sparkaſſe, die Dir 5 % Zinſen gibt, dann haſt Du 
in 10 Jahreen 3859 RM geſpart. Du mußt alſo un⸗ 
bedingt und unter allen Umjtänden 101% Jahre warten, 
bevor Du die benötigten 4000 RM erhältſt und bauen 
kannſt. f 

Wenn Du aber zur Beamtenbauſparkaſſe kommſt und 
nach dem alten Verloſungsſyſtem ſparſt, kannſt Du die 
4000 RM ſchon früher erhalten. Aber — und das darfſt 
Du nicht vergeſſen — bei jedem Verloſungsſyſtem hängt 
doch der Termin der früheren Auszahlung ganz allein 
vom Glück ab; der eine kommt früher, der andere 
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ſpäter daran; deshalb müßteſt Du Dir ſchon von vorn— 


herein jagen: bei einer Sparkaſſe muß ich ſtets und uns 


bedingt zehn Jahre warten, — bei der Beamtenbaufpar= 


kaſſe kann ich vielleicht ſchon früher ausgeloſt werden, 
aber ich kann auch Pech haben und erſt im 9. oder 
10. Jahr dran kommen. Die Beamtenbauſparkaſſe bietet 
zwar die Möglichkeit, nicht aber die Garan⸗ 
tie früherer Auszahlung. Die Chancen ſind allerdings 
nicht ſchlecht, denn wenn 3. B. 100 Sparer 10 Jahre 
ſparen, kommen jedes Jahr 10 Sparer zur Ausloſung 
(ſchematiſch gerechnet bei gleichen Sparſummen ohne Zing- 
berückſichtigung!). Aber niemand kann Dir ſagen, ob Du 
nicht das Pech haſt, der Hundertſte zu ſein. Uebrigens 
weißt Du ja auch, daß die Beamtenbauſparkaſſe ſeit eini⸗ 
ger Zeit ein neues Zuteilungsverfahren „Eigenheim“ ein- 
geführt hat. Nach dieſem Verfahren werden die Dar— 
lehen nicht verloſt, ſondern nach Schlüſſelzahlen zugeteilt. 
Außerdem ſind die Darlehen hier zinslos. Gerade die 
Beſchaffung vorzeitiger Darlehen wird durch das neue 
Verfahren erleichtert. Doch darüber ein andermal mehr. 


Ja, lieber Kollege, nun haſt Du ſchon die Antwort 
darauf fertig, nämlich, daß die Beamtenbauſparkaſſe die 
Möglichkeit in Ausſicht geſtellt hat, Dir vor zei⸗ 
tige Darlehen zu beſchaffen. Richtig. Als vor drei 
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Jahren die Spitzenorganiſationen der deutſchen Beamten⸗ 
ſchaft die Beamtenbauſparkaſſe ins Leben riefen, konnte 
man nicht in die Zukunft ſehen. Damals war die Fi⸗ 
nanzlage derjenigen Inſtitute, die langfriſtige Gelder für 
ſolche Zwecke zur Verfügung ſtellten, recht gut. In- 
zwiſchen aber hat das Reich für ſeinen eigenen Bedarf 
große Summen ſolchen Inſtituten entzogen. Die Finanz⸗ 
lage auf dem Kapitalmarkt hat ſich grundlegend verändert. 
Aber — und das iſt beſonders wichtig — auch die An⸗ 
forderungen unſerer Bauſparer in bezug auf vorzeitige 
Darlehen ſind damit ſehr geſtiegen. 

Wir haben zurzeit Bauſparer mit einer Sparſumme 
von etwa 35 Millionen RM. Davon haben 500 Sparer 
ſchon — meiſt durch eigene Bemühungen — beinahe drei 
Millionen vorzeitige Darlehen. Das find 10 % der Spa⸗ 
rer und faſt 10 % der Sparſummen. Wenn aber 95 % 
aller Sparer faſt über 30 Willionen vorzeitige Darlehen 
haben wollen, dann iſt deren Beſchaffung bei der heutigen 
Lage des Geldmarktes ſehr ſchwer. Ich weiß nicht, ob 
es tatſächlich jo viele Sparer ſind, die ſolche Anträge auf 
vorzeitige Darlehen geſtellt haben, — aber jedenfalls iſt 
die Summe der Anforderungen zurzeit ſehr hoch. 

Nun kommſt Du in Deinem Brief auf einen Punkt, 
der verdient, angeprangert zu werden. Du ſchreibſt, daß 
private Bauſparkaſſen viel früher Geld zum Bauen geben 
als die Beamtenbauſparkaſſe. Du erzählſt, daß bei Dir 
ein Vertreter einer ſolchen privaten Bauſparkaſſe war, 
der Dir verſprochen habe: „Wenn Du jetzt 2000 RM 
einzahlſt, bekommſt Du in 2 Jahren 10000 RM zum 
Bauen“. Und zum Beweis nennt er Dir den Sparer 
Sch. in L., der nach 1½ Jahren bereits ſein Geld und 
Haus bekommen habe. Lieber Kollege, haſt Du Dir dabei 
nicht überlegt, daß da etwas nicht ſtimmen muß? Bitte 
rechne einmal mit. Auch die private Bauſparkaſſe kann 
ihren Sparern nur diejenigen Gelder geben, die bei ihr 
aus den monatlichen Sparbeträgen eingehen. Kommt 
heute ein Mann, der 2000 XM einzahlt und er ſoll in 
2 Jahren 10000 RM herausbekommen, dann müſſen 
in zwei Jahren noch vier Sparer kommen, die auch je 
2000 RM, insgeſamt alſo 8000 RM einzahlen, damit 
die Bauſparkaſſe dem erſten Sparer 10000 RM auszahlen 
kann. Das geht auch. Und das iſt der Lockvogel, den 
Dir der Vertreter genannt hat. Nun ſollen die vier neue 
Sparer auch je 10000 RM bekommen. Dann müſſen 
alſo in den folgenden zwei Jahren 20 neue Sparer je 
2000 RM einzahlen, denn die vier Sparer haben je 
2000 RM eingezahlt, die ſind aber dem erſten Sparer ge— 
geben worden. Selbſt wenn dieſer inzwiſchen 1000 RM 
getilgt hat, kann die Bauſparkaſſe den vier Sparern ihre 
40000 RM nur zahlen, wenn 20 neue Sparer 39 000 RM 
in den zwei Jahren eingezahlt haben. Um nun dann 
ſpäter die 20 Sparer zu befriedigen, müſſen zur Auf⸗ 
bringung der 200000 RM 100 neue Sparer mit je 
2000 RM kommen uſw. 

Lieber Kollege, — verſprechen iſt leicht, aber eine 
andere Frage iſt, was davon gehalten wird. Wenn 
man Dir von anderen Bauſparkaſſen erzählt, dann frage 
bitte erſtens: welche Garantie können dieſe Kaſſen geben, 
daß ſie in ein, zwei, drei, fünf Jahren überhaupt noch 
beſtehen; — zweitens: wann bekommt der Sparer ſpä⸗ 
teſtens das Spargeld und welche Garantie iſt vor— 
handen, daß er das Geld dann auch ſicher bekommt? 

Der Raum verbietet es mir hier, Dir im Einzelnen 
auseinanderzuſetzen, daß keine Bauſparkaſſe, — auch die 
öffentlichen nicht, — dasſelbe leiſten kann, wie die Be- 
amtenbauſparkaſſe. Ich will nur wenige Punkte betonen: 
Nur die Beamtenbauſparkaſſe hat die unbedingte Gewähr 
dafür, daß monatlich die Spargelder eingehen, weil Reich, 
Länder und Gemeinden die Spargelder vom Gehalt ab— 
ziehen und für die Zahlung haften. Die Beamtenbau⸗ 
ſparkaſſe bietet die Garantie, daß die Gelder beſtimmungs— 
gemäß verwendet werden, denn der Treuhänder des Rei- 
ches hat die Auszahlungen zu genehmigen. Nur die 
Beamtenbauſparkaſſe kann zulaſſen, daß ihre Darlehen 
an letzter Stelle hypothekariſch eingetragen werden 
können. Nur die Beamtenbauſparkaſſe kann privaten 
Geldgebern gegenüber die Bürgſchaft und volle Sicherheit 
für Darlehen übernehmen. 

Und damit komme ich nochmals auf die vorzeitigen 
Darlehen. 


139 


hätte ich ſie Dir als alten 


Die ungeheure Bedeutung der Beamtenbau⸗ 


ſparkaſſe liegt doch gerade darin, daß ſie es dem Sparer 
durch ihre Bürgſchaft ermöglicht, ſich ein Darlehen an 
letzter Stelle zu verſchaffen. Du ſchreibſt, das wäre Auf⸗ 
gabe der Beamtenbauſparkaſſe ſelbſt. Gewiß bemüht ſich 
auch die Beamtenbauſparkaſſe in dieſer Richtung, aber 
das iſt weder nach dem Geſetz, noch nach den Satzungen 
ausſchließlich eine Aufgabe der Beamtenbauſparkaſſe. Das 
iſt auch Sache des Sparers. Bitte nenne mir einmal eine 
Bauſparkaſſe oder ſonſt eine Stelle, die in der Lage iſt, 
ihren Sparern ſolche Bürgſchaften zu gewähren. Wenn zur⸗ 
zeit weder die Beamtenbauſparkaſſe noch der Sparer in der 
Lage ſind, Darlehnsgeber zu finden, die vorzeitige Kredite 
geben, dann iſt der Beamtenbauſparkaſſe daraus kein 
Vorwurf zu machen, denn daran iſt die jetzige Finanz⸗ 
lage ſchuld. Bei den Transaktionen der Beamtenbauſpar⸗ 
kaſſe für ihre geſamten Sparer handelt es ſich um ſo hohe 
Beträge, daß hier natürlich ganz andere Schwierigkeiten 
zu überwinden ſind, als wenn ein einzelner Sparer für 
ſich 35000 RM benötigt. Da kann z. B. der Bauunter⸗ 
nehmer dieſen Spitzenbetrag bei ſeiner Bank für den 
Sparer auf Grund der Bürgſchaft der Beamtenbauſpar⸗ 
kaſſe leichter bekommen. Der Bauunternehmer hat auch 
ein beſonderes Intereſſe daran, ſchon um den Bauauftrag 
zu erhalten, — und für die betreffende Bank iſt ein Be⸗ 
trag von 5000 RM eher diskutabel, als für ein Finanz⸗ 
inſtitut die Summe von 20 Willionen. 

Aber, mein lieber Kollege, — biſt Du denn an Deiner 
Notlage nicht ſelbſt ſchuld? Natürlich, das willſt Du 
nicht zugeben, aber Du haſt doch gebaut, ohne daß die 
Finanzierung ſichergeſtellt war. Du konnteſt es doch gar 
nicht erwarten. Du ſagſt, daß Du Dich auf die Beamten⸗ 
bauſparkaſſe verlaſſen hätteſt? Aber wieſo denn? Als 
Du damals wegen eines vorzeitigen Darlehens ſchriebſt, 
wurde Dir mitgeteilt, daß zwar Verhandlungen ſchweben, 
— daß bei einem günſtigen Abſchluß die „Möglich- 
keit“ beſtehe, Dir den gewünſchten Betrag zu geben. 
Aber das iſt doch kein Verſprechen! Das iſt doch noch 
keine Zuſage, auf die hin Du Verpflichtungen eingehen 
dürfteſt. Man beginnt doch mit einem Bau erſt, wenn 
man bindende Zuſagen hat. Wenn Du zu mir ge⸗ 
kommen wärſt und hätteſt 5000 RM haben wollen, dann 
Freund und Kollegen auch erſt 
verſprechen können, wenn ich in der Lotterie gewonnen 
habe. Hätteſt Du daraufhin gebaut? Na alſo. — die 
Beamtenbauſparkaſſe hat zwar nicht auf einen Lotterie— 
gewinn gehofft, um ihren Sparern vorzeitige Darlehen 
zu vermitteln, aber auf dem Geldmarkt ſind die Trans⸗ 
aktionen für große Kredite ſeit einigen Jahren äußerſt 
ſchwierio. Da ſpielen fo viele Umſtände mit, daß man 
eine Minute vor Vertragsunterſchrift noch nicht weiß, 
was dazwiſchen kommen kann. 

Und nun der letzte Punkt Deiner Verärgerung: Die 
Baukoſten. Lieber Kollege, hierbei haft Du den Rat der 
Beamtenbauſparkaſſe nicht eingeholt und kannſt ſie daher 
in keiner Weiſe verantwortlich machen. Erſtens ſoll man 
bei einem Eigenheim auch daran denken, daß man als Be- 
amter kein Willionär iſt, der eine nach außen und innen 
prunkvolle Villa erſtellen kann und darf. Denke doch 
bitte einmal in erſter Linie an Deine Frau. Für ſie 
mußt Du ein Haus bauen, das einerſeits alles Not- 
wendige an Räumen enthält, daß andererſeits aber ihr 
ſo wenig wie möglich Hausarbeit verurſacht. Ueber 
dieſe Frage des zweckmäßigen Grundriſſes werde ich 
Dir ſpäter einmal ſchreiben. Aber Du haſt einen noch 
viel ſchlimmeren Fehler gemacht, nämlich keinen richtigen 


Vertrag mit dem Bauunternehmer. Du hätteſt 
Dir von ihm zunächſt einen genauen Koſten⸗ 
voranſchlag machen laſſen müſſen. Du hätteſt mit 


ihm Poſition für Poſition eingehend beſprechen müſſen, 
damit nichts fehlt. Du mußteſt Dir darüber klar ſein, 
daß jede, auch die kleinſte Aenderung, die Du nachher 
vornimmſt, ſehr viel Geld koſtet, denn dieſe werden extra 
berechnet und zwar als Tagelohnarbeiten, die Du nie 
nachkontrollieren kannſt. Erſt wenn Zeichnung und 
Koſtenvoranſchlag fix und fertig find, — wenn kein. 
Zweifel über die Ausführung beſteht, dann mußt Du 
den Vertrag abſchließen und die genaue Summe einſetzen. 
Der Bauunternehmer muß auch die baupolizeilichen Vor- 
ſchriften kennen. Wenn er alſo gegen ſie verſtößt und die 
Baupolizei verlangt nachträgliche Aenderungen, muß er 
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für deren Koſten aufkommen. Nur auf dieſe Weiſe biſt 
Du vor Ueberrajhungen geſichert. Und wenn Du jo die 
genaue Bauſumme kennſt, — dann kannſt Du Deinen 
Finanzierungsplan aufſtellen, — dann mußt Du die 
bindenden Zuſagen für die benötigten Gelder verſchaffen 
und in der Taſche haben, — dann erſt kannſt Du bauen. 
Lies doch hierüber den „Führer zur Beamtenheimſtätte“ 
von Johannes Lubahn. — Und dann wirſt Du nicht als 
verärgerter Sparer auf alle Welt und insbeſondere auf 
die Beamtenbauſparkaſſe ſchimpfen, ſondern zufrieden an- 
erkennen, daß die Beamtenbauſparkaſſe für alle Beamten 
eine ſegensreiche und in keiner Weiſe bisher als 
Bauſparkaſſe zu übertreffende Einrichtung iſt. 

In dieſem Sinne begrüße ich Dich als Dein alter 
Freund und Kollege e 

Dr. Fiſcher- Dresden. 


Heimstäiters Glück. 


Der andere ſtand ſtarr — war verwundert, ein wenig ver— 
letzt von der Beſitzerfreude des Hausherrn. Sie waren durch 
das ſchmucke neue Häuschen gegangen. Hans Boehme hatte 
ſeinem Freunde die Räume gezeigt; hatte ihn in den Garten 
geführt; ihm von den Freuden geſprochen, die das neue Heim 
ihm ſchon gebracht hatte und ihm noch bringen würde: Ruhe, 
Alleinſein, Entſpannung. 


Sie waren ſchon ſeit langer Zeit Freunde, Hans Boehme 
und Fritz Weber ſie hatten in der Schule manchen 
Jungenſtreich gemeinſam verübt und gemeinſam gebüßt. Sie 
hatten beide denſelben Beruf ergriffen, waren Beamte geworden 
— das Leben hatte aus der Jugendkameradſchaft eine echte, 
rechte Männerfreundſchaft gemacht. Und obwohl ſie jetzt faſt 
4 Jahre getrennt geweſen waren, kannte Fritz Weber ſeines 
Freundes Leben wie das eigene; wußte, daß Hans Boehme 
genau ſo viel verdiente wie er — und genau ſo rechnen mußte. 
Und nun hatte er ſich ein ganzes Häuschen bauen laſſen; mit 
5 Räumen, großen hellen lichten Räumen; mit einem Garten 
dahinter, in dem die Kinder ſpielten. Wie hatte er das 
ſchaffen können — er hatte doch keine Erbſchaft gemacht, hatte 
doch nicht in der Lotterie geſpielt? 

Hans Boehme mußte die Gedanken ſeines Freundes er— 
raten haben. Er lächelte. 


„Nein, geiß, weder Erbſchaft noch Lotterie — kein Glück 
in dem Sinne, daß mir unerwartet ein Geſchenk in den Schoß 
gefallen wäre. Ich habe mir nur einfach eine Einrichtung 
zunutze gemacht, die Dir auch zur Verfügung ſteht.“ 

„Und die wäre? Du willſt doch nicht etwa ſagen, daß 
Dir jemand das Geld geliehen hat — wenn es ein gewerbs⸗ 
mäßiger Geldverleiher iſt, könnteſt Du doch nicht einmal die 
Zinſen aufbringen! Und wer würde Dir Geld leihen zu einem 
billigeren Zinsfuß, als er auf der Bank dafür bekommt?“ 

„Doch, ich habe das Geld geliehen bekommen — und ſogar 
zinslos. Schau mich nicht ſo an, als ob ich Unſinn redete. 
Du erinnerſt Dich doch, daß wir einmal vom Beamtenheim⸗ 
ſtättengeſetz ſprachen. Nun, ich ſah hier die Möglichkeit, zu 
einem Eigenheim zu gelangen und habe mich damals an die 
Beamtenbauſparkaſſe in Berlin gewandt, um mir über die 
ganze Materie Auskunft geben zu laſſen. Und dann habe ich 
einen Teil meines Gehaltes abgetreten und habe drei Jahre 
geſpart, bis mir auf Grund der erreichten Schlüſſelzahl ein 
zinsloſes Darlehen in der von vornherein feſtgelegten Höhe 
gegeben werden konnte. Ich habe noch eine Hauszinsſteuer⸗ 
hypothek aufgenommen, die ſehr billig iſt — und da ſteht das 
Haus. Um zu vermeiden, daß ein Sparer, der früh zu ſeinem 
Darlehn kommt, die anderen ſchädigt, die ſpäter drankommen, 
teilt die Beamtenbauſparkaſſe das Geld in zwei Hälften zu 
— die zweite Hälfte genau jo viele Monate nach der Vertrags- 
mitte, wie die erſte vorher. Ich habe auf 10 Jahre abgeſchloſſen 
und jetzt 3 Jahre gewartet, ſo daß ich die zweite Hälfte 7 Jahre 
nach Sparbeginn, alſo in etwa 3½ Jahren bekommen werde. 
Ich habe mir das leicht errechnen können und dementſprechend 
eine 1. Hypothek aufgenommen. In 3½ Jahren löſe ich dieſe 
Hypothek mit der zweiten Hälfte des Darlehns ab, die genau 
ſo zinslos gegeben wird, wie die erſte, und tilge ſie dann in 
denſelben monatlichen Raten, die ich jetzt bezahle. In drei 
weiteren Jahren bin ich ſchuldenfrei und habe keinerlei Ab- 
gaben mehr an die Beamtenbauſparkaſſe zu zahlen. Der 
geringe Zinsſatz der Hauszinsſteuer-Hypothek wird mit Leichtig⸗ 
keit aufgebracht.“ 

Fritz Weber hatte erſt erſtaunt zugehört und war dann 
langſam in ein finſteres Grübeln gekommen. „Du biſt eben ein 
beſonderer Glückspilz,“ ſagte er, „unſereins blüht derartiges 
nicht.“ „Aber ich bitte Dich“, Hans Boehme war über 
die Wirkung ſeiner Worte erjchroden, „Du kannſt genau das 
Gleiche erreichen. Das Beamtenheimſtättengeſetz iſt ebenſo ſehr 
für Dich wie für mich geſchaffen und die Beamtenbauſparkaſſe 
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hilft genau jo Dir, wie fie mir geholfen hat. Was ſollte da 
für ein Unterſchied fein? Du ſparſt Deine Zeit, erreichſt die 
notwendige Schlüſſelzahl, bekommſt die Hälfte der beantragten 
Darlehnsſumme bei der erſten Zuteilung, die zweite ent⸗ 
ſprechend ſpäter, läßt inzwiſchen das Reſtbaugeld als Hypothek 
ſtehen, ziehſt ein, zahlſt zurück und biſt Hausbeſitzer genau 
wie ich.“ 

Fritz Weber hörte kaum noch zu. Ja, wenn er das ſchaffen 
könnte — er dachte an ſeine Kinder, die auf der Straße auf- 
wuchſen; an den Lärm, den ſie in der Wohnung machten und 
der ihm abends, wenn er müde von der Arbeit nach Hauſe 
kam, auf die Nerven fiel. Mein Gott, man konnte den Kindern 
doch keinen Maulkorb umbinden oder ſie um fünf Uhr nach—⸗ 
mittags ſchon ins Bett ſtecken. Und die Wohnung war trotz 
ihrer hohen Wiete doch recht klein, und wie würde ſeine Frau 
ſich freuen, die doch immerhin den Hauptteil des Aergers trug. 
Erſt geſtern war ſie wieder einmal ganz abgeſpannt geweſen, 
nach einem der zahlloſen Auftritte mit der Nachbarin, wegen 
des Schmutzes, den die Kinder angeblich immer machten. 
Gott, die Nachbarn waren doch auch ſo geweſen in ihrer 
Jugend . 

Ja, wenn man das alles los ſein könnte, genügend Raum 
haben, ſeine Ruhe, ſeine Ausſpannung, keine Nachbarn und 
keine Hausverwalter. und in 10 Jahren würde man ſein 
eigener Herr ſein, hatte ein ſchuldenfreies Haus. Seine größte 
Sorge fiele dann weg: wie er das Geld aufbringen ſolle, ſeine 
Kinder etwas Rechtes lernen zu laſſen. 

Er ſchrak aus ſeinen Gedanken auf. „Das iſt zu ſchön, 
um wahr zu ſein — ich glaube noch nicht daran.“ 

„Ueberzeuge Dich doch ſelbſt. Du kannſt ja anfragen. Ich 
will Dir gern die Adreſſe geben.“ Er ſuchte in ſeinen Taſchen. 
„Hier, ſiehſt Du, Berlin NW. 87, Leſſingſtraße 11, Beamten- 
bauſparkaſſe, Heimſtättengeſellſchaft der deutſchen Beamten— 
ſchaft m. b. 9.“ 

Fritz Weber verabſchiedete ſich von ſeinen Gaſtgebern und 
fuhr nach Haufe, in Gedanken verſunken. Er beſprach die Anz 
regungen ſeines Freundes noch am gleichen Abend mit ſeiner 
Frau — die ihn um ihrer häuslichen Sorgen willen und 
abgeſpannt wie ſie war, wieder einmal nicht hatte begleiten 
können. Sie war Feuer und Flamme. — Heute iſt Fritz 
Weber Sparer bei der Beamtenbauſparkaſſe. H. M. 


B B 


Aus Bezirken und Ortsgruppen. 

Sachſen. Für den Geſchäftsbereich des Freiſtaates 
Sachſen erteilt Auskunft Stadtrat a. D. Dr. E. Fiſcher, 
Geſchäftsſtelle Dresden, Schloßſtr. 34 III. 

Dresden. Am 25. Auguſt fand im „Italieniſchen 
Dörfchen“ in Dresden eine ſehr zahlreich beſuchte Ver— 
ſammlung der Sparer von Dresden und Umgebung ſtatt. 
Als Vertreter der Beamtenſpitzenorganiſationen wurden 
begrüßt: Herr Hadank, Geſchäftsführer des Landes- 
kartells Sachſen im Deutſchen Beamtenbund, und Herr 
Stein, Geſchäftsführer des Landesausſchuſſes Sachſen 
im Allgemeinen Deutſchen Beamtenbund. Als Gaſt war 
anweſend der Vorſitzende des Allgemeinen Sächſiſchen 
Siedlerverbandes, Herr Dr. Müller, Dresden. 

Referate hielten: Herr Max Wagner- Berlin und 
Herr Stadtrat a. D. Dr. Ernſt Fiſcher- Dresden. 

In der nächſten Zuſammenkunft Ende Oktober wird 
Herr Dr. Müller über die finanzielle und techniſche 
Durchführung von Siedlungsvorhaben jprechen. 

Zu Ortsgruppenvorſitzenden wurden ge— 
wählt: 

1. Juſtizoberſekr. Paul Lehmann, 

zſchachwitz, Boelckeſtr. 26. 

2. Lehrer 9. Gröger, Hellerau b. Dresden, Schulweg. 

Leipzig. Die Sparer der Beamtenbauſparkaſſe von 
Leipzig und Umgebung waren für Donnerstag, den 
4. September, nach der Bahnhofsſchenke II zu einer Be— 
ſprechung eingeladen. Unter den zahlreich erſchienenen 
Sparern konnte der Vertreter des Deutſchen Beamten⸗ 
bundes, Herr Amtsbaumeiſter Kriebel, begrüßt werden. 

Einführende Vorträge hielten Herr Max Wagner⸗ 
Berlin und Herr Stadtrat a. D. Dr. Fiſcher⸗ Dresden. 

Die nächſte Zuſammenkunft ſoll Ende Oktober ſtatt— 
finden. Einladungen erſolgen durch Poſtkarte. 

Vorſitzende der Ortsgruppe ſind: 


Dresden-Klein⸗ 


1. Stadtbauführer Bruno Grundmann, Leipzig, 
Kaiſer⸗Friedrich-Str. 66. 
2. Verwaltungs⸗Aſſ. Kurt Dumpich, Leipzig⸗Dölitz, 


Siedlung Johannes Höhe, Warkkleeberger Str. 39. 
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Wichtige Mitteilungen. 


Der Stichtag für die Verechnung der erſten Zuteilung 
nach dem „Bauſparſyſtem Eigenheim“ iſt nicht, wie zuerſt 
mitgeteilt worden iſt, der 30. September, ſondern der 
%. Oktober. Dadurch erhöht ſich die Schlüſſelzahl zugunſten 
der Sparer um die laufenden Oktober-Zahlungen. Sonder- 
zahlungen ſind wirkſam, wenn ſie ſpäteſtens am 4. Oktober 
1930 bei unſeren Zahlſtellen (Deutſche Bau- und Voden⸗ 
bank A.⸗G. und Preußiſche Landespfandbriefanſtalt) ein⸗ 
gegangen ſind. 

Die achte Verloſung nach dem alten Ver⸗ 
fahren findet, wie bereits mitgeteilt, am 4. Oftober 1930, 


vormittags 10 Ahr, in den Räumen der Beamtenbau⸗ 
ſparkaſſe, Berlin, Leſſingſtr. 11, ſtatt. 


Sonderzahlungen ſind leiſten: 


u 
a) von preußiſchen Staats⸗ 2 55 Gemeindebeamten an die | Kraft 


Aenderung der Aufnahmegebühr für das alte Zuteilungs⸗ 
verfahren der Beamtenbauſparkaſſe. Erlaß des Herrn 
Reichsarbeitsminiſters vom 29. Auguſt 1930 — IV b 2 
Nr. 8777/30 —: „Ich genehmige auf Grund des § 2, 
letzten Satzes, der Verordnung zur Durchführung des 
Geſetzes über die Abtretung von Beamtenbezügen zum 
Heimſtättenbau vom 12. März 1928 — Reichsgeſetzbl. 1 
S. 61 — die von Ihnen nach Zuſtimmung des Aufſichts⸗ 
rats und der 
geſchloſſenen Beamtenſpitzengewerkſchaften beantragte Er⸗ 


in der Beamtenbauſparkaſſe zuſammen⸗ 


Preußiſche Landespfandbriefanſtalt auf Poſtſcheckkonto 
Berlin Nr. 158 418, 

b) von allen übrigen Beamten an die Deutſche Bau⸗ und 
Bodenbant A.⸗G., auf Poſtſcheckkonto Berlin Nr. 55 758. 


Auf den Zahlkartenabſchnitten iſt der genaue Abſender, 
die Sparernummer und der Verwendungszweck der Zah⸗ 
lung anzugeben, 3. B. Sonderzahlung. 


Die Sparer, die auf ihren Wunſch bereits die Am⸗ 
ſtellungsberechnung für den Aebertritt vom alten zum 
neuen Verfahren (Bauſparſyſtem Eigenheim) erhalten 
haben. werden gebeten, ſofort ihre endgültige Ent⸗ 
n ob ſie dem neuen Verfahren beitreten wollen, 
er Beamtenbauſparkaſſe mitzuteilen. Iſt dieſe Entſchei⸗ 
dung des Sparers bis zum 20. September d. 3. nicht 
im Beſitz der Beamtenbauſparkaſſe, jo tritt das neue Ver⸗ 
fahren bei der kommenden Zuteilung für ihn nicht in 


aft. | 


höhung des Verwaltungskoſtenzuſchlages § 14 der 
Spar⸗ und Darlehnsbedingungen vom 14. März 1928 — 
von 0,5 auf 1 — eins vom Hundert.“ 

Die Erhöhung der Aufnahmegebühr gilt nur für 
ſolche Sparanträge, die nach Herausgabe dieſer „Heim⸗ 
ſtätte“ Nr. 9 bei der Beamtenbauſparkaſſe eingehen. 
Unſere Sparer werden gebeten, für die Beamtenbaujpar- 

kaſſe in Bekanntenkreiſen zu werben. Wenn uns die An⸗ 
ſchriften von Intereſſenten mitgeteilt werden, wird von hier 


aus Aufklärungsmaterial zugeſandt. 


Briefkasten. 


F. K. in D. Wir haben ſehr viele Zuſchriften in bezug 
auf das zuſätzliche Wohnungsbauprogramm der Reichsregie— 
rung erhalten. Alle drücken ihre Verwunderung oder Empö— 
rung darüber aus. Auf Ihre beſondere Anfrage hin verweiſen 
wir auf den „Vorwärts“ vom 4. Sept., der das Wohnungs- 
bauprogramm des Reichsarbeitsminiſters ablehnt und die 
Kleinſtwohnungen, die geſchaffen werden jollen, als „Wohn⸗ 
höhlen“ bezeichnet. — „Der Deutſche“, das Organ der chriſt— 
lichen Gewerkſchaften, ſchreibt in feiner Nummer vom 4. Sept.: 
Die Zielſetzung des Reichsarbeitsminiſteriums bedeutet 

eine Verewigung der Kleinſtwohnung. Haben 
die verantwortlichen Perſönlichkeiten ſchon einmal wenige 
Monate ihres Lebens in einer ſolchen 45-Quadratmeter- 
Wohnung zugebracht, um mit ihren Familien am eigenen 
Leibe feſtzuſtellen, wie eng im Raume ſich die Sachen und 
Menſchen ſtoßen? Welchen Zweck haben die Beſichtigungen 
von unzulänglichen Notwohnungen und die amtlichen Er— 
hebungen über die Erſtellung von Wohnungen, wenn man 


nicht die Lehre daraus zieht: für Familien mit 
Rindern geräumige und brauchbare Woh- 
nungen zu ſchaffen. g 
N. B. in N. Jawohl, der erhöhte Hinterbliebenenſchutz 
hat ſofortige 1 Auch wenn der Sparer ſchon vor der 
erſten Zuteilung ſtirbt, erhalten ſeine Erben die erſte und 
die zweite Hälfte des Darlehns, ohne daß ſie irgendwelche 
Zahlungen haben. 


O. L. in N. Selbſtverſtändlich können Sie Ihren Ab— 
tretungsbeginn auch auf einen ſpäteren Monat feſtlegen 
und trotzdem heute ſchon Ihren Antrag einſenden. Allerdings 
gilt die Laufzeit des Antrages erſt von dem Augenblicke der 
Abtretung an. 


S. T. in F. Ja, wir ſind gern bereit, Sie als unſeren 
Vertreter zu beſtätigen. Wenn Sie noch Kollegen wiſſen, die 
Intereſſe an einer Vertretung haben, veranlaſſen Sie ſie, 
Material bei uns anzufordern. 


Bauſparer: Haeniſch, Badekommiſſar und 


lints 


rechts 


Bauſparer: Oskar Jäckel, 
Rektor, Oranienburg⸗Eden, 


Darlehen der Beamten=! 
bauſparkaſſe: 4000, — RM. 


Bauſparer: Fritz Aubel, 
Oberſteuerſekretär, Düſſeldorf, 


Darlehen der Beamten— 
bauſparkaſſe: 8000, — RM. 


Poſtmeiſter a. D., Nordſeebad St. Peter 


Schriftleitung: Johannes Lubahn. Verantwortlich für den redaktionellen Teil: Max Wagner. Verlag: Heimſtättenamt der 


Deulſchen Beamtenſchaft e. V. Sämtlich Berlin NW. 87, 
„Die Heimſtätte“ kann durch jedes Poſtamt zum Preiſe von 1.— 
jahr beſtellt werden. 
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Leſſingſtr. 11. — Druck von Robert Müller, Potsdam. 
„zuzüglich 0,06 M. Zuſtellungsgebühr für das Viertel⸗ 
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